
Fettsteuer in Dänemark

Finanzminister gehören wegen ihrer
chronisch klammen Kassen seit jeher
zu den kreativsten Mitgliedern von Re-
gierungen. So geschah es auch in Dä-
nemark, als die Finanzkrise dort für
große und tiefe Löcher in der Staats-
kasse sorgte. In ihrer Not kam die da-
malige konservative Regierung u. a.
auf die Idee, Lebensmittel zukünftig
stärker zu besteuern, und berief eine
Kommission, die die Einzelheiten für
diese Steuer ausarbeiten sollte. Dies war
die Geburtsstunde der Fettsteuer in Dä-
nemark, in der Lebensmittel mit gesät-
tigten Fettsäuren fortan mit einer
Steuer in Höhe von ca. 2,70 J/kg Fett
belegt werden sollten. Zu diesem Zeit-
punkt existierte schon seit Jahren eine
Art Zuckersteuer, allerdings nur für be-
stimmte Lebensmittel. Es war 2011
daher geplant, auch diese Steuer zügig
auf andere zuckergesüßte Lebensmittel
auszudehnen.

Lehrreich und auffällig war dabei,
dass die gesundheitlichen Aspekte erst
im zweiten Schritt in die Diskussion
eingebracht wurden, als es um die
passende politische Begründung für

die neue Fettsteuer ging. Schließlich
wurde argumentiert, damit die nicht
optimale Ernährung der dänischen Be-
völkerung verbessern zu wollen. Diese
Strategie der dänischen Regierung ging
insofern schnell auf, als sich viele Ge-
sundheits- und Ernährungsexperten
weit über Dänemark hinaus begeistert
zeigten und davon ein Signal erhoff-
ten, wie über eine Veränderung der Le-
bensmittelpreise ein healthy choice der
Verbraucher beim Lebensmitteleinkauf
erleichtert werden könnte. Manche
Kommentare verknüpften damit die
Hoffnung auf einen Paradigmenwech-
sel in ganz Europa. Die Steuer wurde
im Herbst 2011 eingeführt.

Folgen

Wie so häufig im Lebensmittelmarkt
ging die Rechnung nur partiell auf. Da
die Steuer bei den Herstellern erhoben
wurde, kam es mitunter zur absurden
Situation, dass einzelne Handelsunter-
nehmen die Preise für fetthaltige Le-
bensmittel nur gering erhöhten, wahr-
scheinlich um durch geschickte Misch-
kalkulation Marktanteile zu gewinnen.
Somit war der Preisanstieg insgesamt

nur moderat und erhöhte z. B. den
Preis für ein halbes Pfund Butter um
etwa 0,30 J. Da aber auch unsere
Nachbarn ungern Steuern zahlen,
wurde dennoch der Grenzhandel (nach
Deutschland und Schweden) deutlich
beflügelt, was in den Medien entspre-
chend negativ kommentiert wurde.
Wie zu erwarten kam es zum massi-
ven Widerstand von Seiten der Land-
wirtschaftslobby und Lebensmittelin-
dustrie, die nicht zu Unrecht von
einem „bürokratischen Monster“ mit
hohen Verwaltungskosten sprachen
und mit einem angeblichen Verlust
von mehr als 1300 Arbeitsplätzen ar-
gumentierten bzw. drohten.

Das Ende der Fettsteuer

Im November 2012 schaffte die neue,
seit kurzem regierende sozialdemokra-
tische Regierung diese Steuer nur ein
Jahr nach Einführung ab und setzte
auch die für den 01.01.2013 geplante
Einführung der „Zuckersteuer“ für
Lebensmittel mit Zuckerzusatz aus
[1]. Die Gründe dafür waren wohl ei-
nerseits die anhaltenden Proteste der
Agrar- und Lebensmittelverbände,
aber auch die Unpopularität der
Steuer in Bevölkerungsumfragen. V. a.
die sozialdemokratische Regierungs-
partei befürchtete, dass ihre weniger
begüterte Stammwählerklientel be-
sonders betroffen sein könnte. Ge-
sundheitspolitische Aspekte spielten in
dieser Debatte keine Rolle mehr.

Steuern auf Lebensmittel –
internationaler Vergleich

Auch in Ungarn wurde bereits eine
„Fettsteuer“ eingeführt, die allerdings
nur verpackte „Convenience“-Produkte
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Beleg/Autorenexemplar!
Jede Verwertung außerhalb der engen Grenzen des Urheberrechtsgesetzes ist ohne Zustimmung 
des Verlages unzulässig und strafbar. 
Dies gilt insbesondere für Vervielfältigungen, Übersetzungen, Mikroverfilmungen und die 
Einspeicherung und Verarbeitung in elektronische Systeme.

Können Steuern auf ungesunde Lebens-
mittel unsere Gesundheit verbessern?
Fettsteuer oder Fettnäpfchen in Dänemark und anderswo

Hans Hauner, München/Freising-Weihenstephan

Am 1. Oktober 2011 trat in Dänemark die sog. Fett-
steuer in Kraft: Lebensmittel, die als „primäre Quellen
von gesättigten Fettsäuren“ gelten (Anteil gesättigter
Fettsäuren > 2,3 %), wurden zusätzlich mit ca. 2,70 3
pro kg Fett besteuert. Ausgenommen waren die Lebens-
mittelgruppen Fisch, Milch und Eier. Bereits im Novem-
ber 2012 wurde die Steuer jedoch wieder abgeschafft.
Am Beispiel der Fettsteuer in Dänemark werden die
Möglichkeiten und Grenzen solch verhältnispräventiver
Maßnahmen auf Regierungsebene diskutiert.
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(z. B. Kartoffelchips mit hohem Fett-,
Zucker- und Salzgehalt) betrifft. Merk-
würdig war von Beginn an, dass viele
typisch ungarische Produkte, wie z. B.
die beliebte Salami und andere traditio-
nelle Wurstwaren, trotz unwiderlegbar
hohen Fettgehalts von der Steuer ver-
schont blieben. Damit ist von vornhe-
rein nur ein bescheidener Effekt zu er-
warten, wie auch von verschiedener
Seite kritisiert wurde [4]. Immerhin
versprach die Regierung, die erwarte-
ten Einnahmen in Höhe von 74 Mio. J
für die Finanzierung des Gesundheits-
systems zu verwenden. Hier stellt sich
die Frage, wie sich dies am Ende auf die
hohe Fettzufuhr im Land auswirkt.

Daneben gibt es eine Vielzahl weiterer
Staaten, in denen solche oder ähnliche
Maßnahmen bereits eingeführt wur-
den oder geplant sind [5]. Frankreich
hatte eine Besteuerung gesüßter Ge-
tränke eingeführt und trotz erbitter-
ten Widerstands großer Getränkeher-
steller inzwischen weitgehend umge-
setzt. Man darf gespannt sein, wie es
dort weitergeht und welche Konse-
quenzen sich aus diesem von den
meisten Experten als sinnvoll und
mutig erachteten Schritt ergeben. Da-
neben gibt es aber auch Beispiele für
ein frühes Scheitern solcher Initiativen
wie z. B. in Rumänien [4].

Diskussion

Dieses Lehrstück in Dänemark macht
wieder deutlich, wie schwer es ist, Ver-
hältnisprävention auf der politischen
Ebene in konkrete Maßnahmen zu
übersetzen. Der bei Gesundheitspoliti-
kern im Vordergrund stehende Aspekt
der Gesundheitsförderung wird dabei
meist von wirtschaftlichen und politi-
schen Interessen überstimmt, unge-
achtet aller klaren Dokumente von
Weltgesundheitsorganisation (WHO),
Vereinten Nationen (UN) und anderen
Gremien, die sich für eine Verbesserung
der öffentlichen Gesundheit auch
durch legislative Maßnahmen ausspre-
chen [2]. Gerade erst hat der Bericht
der Global Burden of Disease Studie
2010 eindringlich auf die wachsende
Bedeutung einer ungünstigen Ernäh-
rung – die auch in Europa weit ver-

breitet ist – auf die Krankheitslast hin-
gewiesen [3].

Tatsächlich wissen wir bislang wenig,
wie sich die Besteuerung von Lebens-
mitteln auf die Kaufentscheidung der
Bürger auswirkt. Aus Beobachtungs-
studien weiß man allerdings, dass der
Lebensmittelkonsum relativ wenig auf
Preisänderungen reagiert, entgegen
vieler ökonomischer Theorien. Offen-
sichtlich gibt es viele weitere Determi-
nanten, die die Lebensmittelauswahl
und die Kaufentscheidung stark beein-
flussen [5]. Dieses Thema wurde bis-
her lediglich in kleineren Studien und
Modellrechnungen mit vielen Annah-
men behandelt. Nach diesen Berech-
nungen und Schätzungen dürfte eine
Besteuerung von ungesunden Lebens-
mitteln erst dann im Sinne einer Sen-
kung von Adipositas und Herz-Kreis-
lauf-Erkrankungen in der Bevölke-
rung wirksam sein, wenn die Preise
um wenigstens 20 % erhöht werden.
Ein größerer Effekt auf die Gesundheit
der Bevölkerung wäre zu erwarten,
wenn Steuern auf ungesunde Lebens-
mittel mit Subventionen für gesunde
Lebensmittel wie Obst und Gemüse
kombiniert würden [5].

Da bisher schon viele sinnvolle, von der
Ernährungswissenschaft unterstützte
Initiativen der EU-Kommission letztlich
an den Interessen der Agrar- und Le-
bensmittelindustrie gescheitert sind,
bedarf es sicher einer (selbst)kritischen
Diskussion, wie Wirtschafts- und Ge-
sundheitsinteressen besser in Einklang
gebracht werden können. Diese heikle
Thematik wurde kürzlich in einem
umfangreichen Bericht von Ökonomen
im Auftrag der OECD exzellent darge-
stellt. Eine interessante, zentrale Bot-
schaft war, dass Preisinterventionen
und -regulierung durch gesetzgeberi-
sche Maßnahmen den größten Ge-
sundheitsgewinn im kürzesten Zeit-
rahmen versprechen und in den reiche-
ren Ländern besonders effektiv sein
könnten [6]. V. a. in den USA gibt es
eine wesentlich härtere Diskussion zu
diesem Thema, was Lebensmittelher-
steller und Fastfood-Unternehmen
doch stärker in die Defensive gedrängt
und zu einigen Aktivitäten im Sinne
gesünderer Angebote veranlasst hat.

Es gibt aber zweifellos noch viele of-
fene Fragen, wie z. B. eine Besteuerung
aus legislativer Sicht gestaltet werden
muss, um nicht an Bürokratie zu er-
sticken und die notwendige Akzeptanz
und Gesundheitsförderung in der Be-
völkerung und damit die eigentlich ge-
wünschten Ziele zu erreichen. 

Alles in allem eine große Baustelle, die
es aber jetzt energisch und konsequent
anzugehen gilt.
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